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Der Deutsche BundeswehrVerband (DBwV) bedankt sich für die Möglichkeit, im Rahmen der Öffent-

lichen Anhörung zum Gesetzentwurf Stellung nehmen zu können. Er begrüßt das Vorhaben dem 

Grunde nach und teilt die Einschätzung, dass der geltende rechtliche Rahmen für die militärische 

Sicherheit in der Bundeswehr den Anforderungen der aktuellen Sicherheitslage nicht mehr gerecht 

wird und daher angepasst werden muss. 

Dennoch gibt es an einigen Stellen Nachbesserungsbedarf, den der DBwV hier aufzeigen möchte. 

 

I. Zum MAD-Gesetz 

 

Die Neuformulierung des MAD-Gesetzes (MADG) ist ganz überwiegend gelungen und trägt den ver-

fassungsgerichtlichen Vorgaben in geeigneter Weise Rechnung, insbesondere auch hinsichtlich der 

eingeführten „Eingriffsschwellen“ und der gerichtlichen Kontrolle. Es schafft damit – ungeachtet der 

inhärenten Komplexität – eine höhere Anwendungssicherheit in einem umfassenden Sinn. 

Aus Sicht des DBwV muss jedoch sichergestellt bleiben, dass vom Militärischen Abschirmdienst 

(MAD) erhobene Daten allein zu Zwecken verwendet werden, für die dieser auch zuständig ist. Die 

Übermittlung allein disziplinarisch relevanter Sachverhalte ohne Bezug zu Sicherheits- oder Ver-

fassungstreuefragen an Disziplinarvorgesetzte oder personalverantwortliche Stellen ist nicht zuläs-

sig und muss ausgeschlossen bleiben, ggf. im Wege einer gesetzlichen Klarstellung. 

Denn nach § 2 Abs. 1 S. 5 des Entwurfs soll der MAD seine Erkenntnisse, ob sie mit besonderen Be-

fugnissen gewonnen wurden oder nicht, an disziplinarrechtlich und personalrechtlich zuständige 

Stellen übermitteln. Zwar geht die Gesetzesbegründung nachvollziehbar auf die zurecht fehlenden 

operativen Anschlussbefugnisse ein, in einer Gesamtschau der Regelungen ist aber nicht auszu-

schließen, dass die Datenerhebung durch den MAD für eine Ahndung auch von Dienstvergehen 

nutzbar gemacht werden könnte, die keinen Bezug zu dessen Aufgaben aufweisen. § 2 Abs. 1 S. 5 

MADG-E nimmt keine Einschränkung hinsichtlich der disziplinarrechtlichen Relevanz vor, und mit 

§ 41 MADG-E besteht eine Übermittlungsbefugnis für Daten aus allgemein zugänglichen Quellen, 

womit auch disziplinarrechtlich relevante Sachverhalte, außerhalb des eigentlichen Aufgabenspek-

trums des MAD, aufgenommen und an Verantwortliche übermittelt werden könnten. In diesem Zu-

sammenhang ist auf die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts an die Nutzung und Übermittlung 
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staatlich erhobener Daten bei einer Zweckänderung hinzuweisen (vgl. BVerfG 1 BvR 966/09 und 

1140/09, Rn. 276 f.) 

Die §§ 30 und 41 Abs. 2 MADG-E stehen dem nach hiesiger Bewertung ohne eine ausdrückliche Re-

gelung nicht hinreichend im Wege. Daher wäre etwa eine ausdrückliche Beschränkung der Über-

mittlungsbefugnisse bei nicht im Zusammenhang mit den Aufgaben des MAD stehenden Erkennt-

nissen wünschenswert, und jedenfalls muss eine disziplinarische Verwertung von nicht zu einer Hö-

herstufung führenden Informationen aus einer Vorprüfung gemäß § 5 MADG-E ausgeschlossen blei-

ben. 

 

II.  Zum Bundeswehr-Schutz-Gesetz 

 

Der DBwV begrüßt, dass mit der Einführung der sogenannten unterstützten Verfassungstreueprü-

fung durch ein neues Bundeswehr-Schutz-Gesetz (BwSchutzG) ein gegenüber der bisherigen einfa-

chen Sicherheitsüberprüfung nach dem Sicherheitsüberprüfungsgesetz (SÜG) deutlich schnelleres 

und für die Zwecke der (Wieder-)Einstellung und Heranziehung gleichwohl uneingeschränkt geeig-

netes Instrument geschaffen wird. Begrüßenswert ist insbesondere, dass die neue Einstellungsüber-

prüfung dem Wortlaut von § 1 Abs. 1 BwSchutzG-E nach vor Dienstantritt abgeschlossen sein muss. 

Damit werden die bislang nur schwer vermittelbaren Fälle vermieden, in denen Bewerber ihren 

Dienst bereits aufgenommen hatten und dann – mangels Ausbildbarkeit an der Waffe infolge einer 

nicht oder mit negativem Ergebnis abgeschlossenen Sicherheitsüberprüfung – aus Eignungsgründen 

wieder entlassen werden mussten, obwohl die für eine entsprechende Bewertung erforderlichen 

Erkenntnisse bereits vor Dienstantritt vorlagen. 

Insofern wird eine zweckmäßige Vorstufe zur weiterhin für den militärischen Dienst erforderlichen 

Sicherheitsüberprüfung eingeführt, die eine zügigere Antwort auf die Frage liefert, ob einem Bewer-

ber jedenfalls die Grundbefähigung für den Dienst an der Waffe vermittelt werden kann. Zu beach-

ten ist in dem Kontext aber, dass – abweichend von der Gesetzesbegründung zur Notwendigkeit 

eines automatisierten Bildabgleiches mit öffentlich zugänglichen Quellen – allgemeine sicherheits-

rechtliche Zuverlässigkeitsfragen hier keine Rolle spielen dürfen; diese müssen weiterhin der Sicher-

heitsüberprüfung nach dem SÜG vorbehalten bleiben, die bei der Übertragung sicherheitsempfind-

licher Tätigkeiten durchzuführen ist. 
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Denn der Zweck des neuen Instruments ist nach § 2 BwSchutzG-E gerade keine allgemeine sicher-

heitsrechtliche Überprüfung, sondern allein die Feststellung der Verfassungstreue. Dennoch wird 

der automatisierte Abgleich des zu überlassenden Lichtbilds mit öffentlich zugänglichen Quellen 

nach § 4 Abs. 3 BwSchutzG-E im Entwurf auch damit begründet, dass auf diese Weise (unter ande-

rem) festgestellt werden soll, ob die betroffene Person die nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 BwSchutzG-E erfor-

derlichen Angaben korrekt und vollständig angegeben hat und ob sich daraus Sicherheitsrisiken er-

geben. Diese Formulierung legt nahe, dass das Ergebnis des Abgleichs offenbar doch (zumindest 

auch) Ableitungen auf die sicherheitsrechtliche Zuverlässigkeit erlauben soll. Angesichts der klaren 

Zweck- und Nutzungsbeschränkung der so gewonnenen Erkenntnisse zu Zwecken der Feststellung 

der Verfassungstreue und konkret bei der Einstellung (§ 4 Abs. 5 i.V.m. § 2 BwSchutzG-E und § 1 

Abs. 3 Nr. 2 i.V.m. Abs. 1 und 2 BwSchutzG-E) ist aus hiesiger Sicht richtigerweise ausgeschlossen, 

dass diese Erkenntnisse im Zuge einer späteren Überprüfung nach dem SÜG herangezogen werden. 

Für den DBwV maßgeblich bleibt insgesamt, dass mit den – auch automatisiert erhobenen – Er-

kenntnissen eine sachgerechte, nicht automatisierte Einzelfallprüfung erfolgt, denn die Ermächti-

gungsgrundlage lautet ausschließlich auf die automatisierte Datenerhebung und zumindest aktuell 

nicht auf eine automatisierte Datenauswertung. Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, dass 

sich Menschen weiterentwickeln und daher bei einschlägigen Erkenntnissen in Bezug auf die Ver-

gangenheit ein besonderes Augenmerk auf deren tatsächliche Fortwirkung für die Verfassungstreue 

in die Gegenwart und Zukunft gerichtet werden muss.  

Die Einführung gesetzlicher Reisebeschränkungen für Angehörige des Geschäftsbereichs BMVg 

durch das BwSchutzG kann zwar grundsätzlich nachvollzogen werden, die Art und Weise der Um-

setzung ist jedoch aus Sicht des DBwV nicht uneingeschränkt gelungen und bedarf der Nacharbeit. 

Soweit auch unter Berücksichtigung der Gesetzesbegründung auf Zweifel hinsichtlich der Verhält-

nismäßigkeit einer Beschränkung für alle Angehörigen des Geschäftsbereiches verzichtet werden 

mag, bleibt unklar, welche Schwelle welcher Gefährdungslage erreicht sein müsste, um die jeweilige 

Beschränkung zu begründen. Die generischen Definitionen der adressierten Gefährdungslagen in 

der Gesetzesbegründung und die weiter e Verlagerung der die allgemeine Handlungsfreiheit nicht 

nur unerheblich einschränkenden Bewertung auf die Verordnungsebene sind aus hiesiger Sicht in 

dieser Form nicht mit dem Vorbehalt des Gesetzes (Wesentlichkeitstheorie) vereinbar. 
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Zudem ist die in § 8 BwSchutzG-E vorgenommene Abstufung nicht nachvollziehbar und in den Fol-

gen über die Anzeigepflicht hinaus faktisch unterschiedslos, weil es sich sowohl beim Zustimmungs-

vorbehalt nach Absatz 2 als auch bei einem grundsätzlichen Verbot im Sinne des Absatzes 3 um Ver-

bote mit Erlaubnisvorbehalt handelt. Die mutmaßlich beabsichtigte Abstufung bei der Ermessens-

betätigung hinsichtlich einer Zustimmung grundsätzlich untersagter Reisen zu unterschiedlich ge-

fährlich eingestuften Reisezielen ist jedoch als solche nachvollziehbar. Daneben fehlen indes – wie-

derum unter Wesentlichkeitsgesichtspunkten – Regelungen zu etwaigen Auflagen, die über die Vor-

kommnisanzeige nach § 9 BwSchutzG-E hinausgehen sollen. Die Einführung einer allgemeinen 

dienst- und arbeitsrechtlichen Verpflichtung zur Anzeige sicherheitsrelevanter Vorkommnisse wäh-

rend Privatreisen setzt angesichts möglicher disziplinarischer Konsequenzen bei bereits fahrlässi-

gem Unterlassen überdies voraus, dass insoweit flächendeckend Schulungen und im Einzelfall Be-

lehrungen durchgeführt werden. 

 

 

III. Zur Änderung der Wehrdisziplinarordnung 

 

Die Ausweitung der Möglichkeit, Vernehmungen in Disziplinarverfahren von Feldjägeroffizieren 

auch auf Feldjägerfeldwebel zu übertragen, wird begrüßt. Sie setzt aber aus hiesiger Sicht voraus, 

dass es sich um besonders befähigtes bzw. geschultes Personal handelt, wie es die Gesetzesbegrün-

dung avisiert, und dies sollte auch in der Wehrdisziplinarordnung (WDO) selbst reflektiert werden. 

 

 

IV. Zur Änderung des Unmittelbarer-Zwang-Gesetzes 

 

Die geringe Ausweitung der Kompetenzen für militärisches Sicherheitspersonal bleibt mit der vor-

liegenden Änderung des Gesetzes über die Anwendung unmittelbaren Zwanges und die Ausübung 

besonderer Befugnisse durch Soldaten der Bundeswehr und verbündeter Streitkräfte sowie zivile 

Wachpersonen (UZwGBw) deutlich hinter den Erfordernissen für eine Reaktion auf die zunehmend 

hybriden Bedrohungsszenarien unterhalb der Ebene des Spannungs- und Verteidigungsfalls zurück. 

Gefährdungsanalyse und Kompetenzanpassung fallen damit deutlich auseinander, und im Ergebnis 
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wird hier die Chance verpasst, das militärisch Erforderliche mit dem rechtlich Machbaren zu verei-

nen, um der Bundeswehr einen adäquaten, rechtsanwendertauglichen Rahmen gegenüber hybri-

den Bedrohungsszenarien an die Hand zu geben. 

So fehlen beispielsweise notwendige Befugnisse zur Verkehrslenkung im Zusammenhang mit mili-

tärischem Verkehr, zur Eigensicherung des Personals und zur Platzverweisung, wenn dies zur Ab-

wehr einer Gefahr für dienstliche Tätigkeiten der Bundeswehr erforderlich ist. Die vorgesehene Aus-

weitung der Identitätsfeststellung ist aus hiesiger Sicht zudem, etwa mit Blick auf die Definition des 

„nahen Umfeld[s]“ als (kumulativ) Sicht- und Rufradius sowie des tatbestandlichen „[Umgehens] mit 

Gegenständen, die geeignet sind, eine […] Gefährdung [für die Einsatzbereitschaft, Schlagkraft oder 

Sicherheit der Truppe]“ in § 8a des Entwurfs, aber auch unter systematischen Gesichtspunkten, lei-

der nicht für eine handlungssichere Anwendung geeignet. 

Hinsichtlich der erweiterten Befugnisse insbesondere für die Feldjäger bleibt der Entwurf damit 

nicht nur hinter dem Bedarf, sondern auch hinter den Erwartungen des DBwV zurück, der ohnehin 

und schon aus Gründen der Rechts- und Anwendungssicherheit ein eigenes Aufgabengesetz für die 

Feldjäger präferiert hätte und sich weiterhin dafür ausspricht. 

 

 

V. Zur Änderung des Bundespersonalvertretungsgesetzes 

 

Die Aufnahme eines neuen Absatzes 6 in § 117 Bundespersonalvertretungsgesetzes (BPersVG), wo-

nach die Mitgliedschaft in einem Personalrat beim BAMAD bei Personen ruhen soll, die zu einer 

sicherheitsempfindlichen Tätigkeit nicht zugelassen sind, ist in der vorgeschlagenen Form abzu-

lehnen, weil hierdurch die Rechte der Personalratsmitglieder im Bereich des BAMAD unangemessen 

beschränkt werden. Es handelt sich dabei um den schwerwiegendsten Eingriff in die Amtstätigkeit 

der Personalräte, welchen die Sondervorschriften für besondere Verwaltungszweige in den §§ 110 

bis 117 BPersVG vorsehen. Eine solche Einschränkung ist angesichts der Möglichkeiten zur Wahrung 

der Vertraulichkeit und des Sicherheitsschutzes nicht gerechtfertigt.  

Eine vergleichbare Regelung ist lediglich in § 112 Abs. 2 BPersVG bei den Sondervorschriften für den 

Bundesnachrichtendienst (BND) zu finden, und diese Regelung wird durch § 112 Abs. 9 BPersVG ab-

gemildert, der die Möglichkeit einer abweichenden Dienstvereinbarung vorsieht. Zumindest das 
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sollte auch für das BAMAD vorgesehen werden, doch selbst in diesem Fall bliebe die Erforderlichkeit 

zweifelhaft, wie der Vergleich mit den Regelungen für das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) 

in § 113 BPersVG zeigt: Dort gibt es keine vergleichbar scharfen Einschränkungen. 

Nach § 11 BPersVG haben alle Personalratsmitglieder ohnehin eine Schweigepflicht bezogen auf 

sämtliche ihnen bei ihrer Personalratstätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten und Tatsa-

chen. Daneben regelt § 125 BPersVG ein besonderes Verfahren für Verschlusssachen mit dem Ge-

heimhaltungsgrad „VS-Vertraulich“ und höher. Diese Angelegenheiten werden in einem Ausschuss 

behandelt, dem nur solche Personen angehören können, die ermächtigt sind, Kenntnis von Ver-

schlusssachen des in Betracht kommenden Geheimhaltungsgrades zu erhalten (§ 125 Abs. 1 S. 3 

BPersVG). Der Zugang zu geheimhaltungsbedürftigen Informationen ist damit bereits ausreichend 

geschützt.  

Regelungen wie die in § 117 Abs. 6 BPersVG vorgesehene bergen stets ein Missbrauchsrisiko dahin-

gehend, Personalratsmitglieder über den Weg der Zulassung zu sicherheitsempfindlichen Tätigkei-

ten – gegebenenfalls auch über eine vorläufige Untersagung der Ausübung im Rahmen disziplinarer 

Ermittlungen – von ihrer Personalratsarbeit abzuhalten.  

Im Fall der Angleichung an die Regelung nach § 112 Abs. 2 BPersVG ist daher jedenfalls ein § 112 

Abs. 9 BPersVG entsprechender Zusatz einzufügen, der eine Abweichung durch Dienstvereinbarung 

ermöglicht. Darüber hinaus wäre zur Förderung einer sicheren Rechtsanwendung ein weiterer Zu-

satz wünschenswert, welcher klarstellt, dass die Schutzrechte des § 55 BPersVG für Personalrats-

mitglieder weiterhin bestehen bleiben. 
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